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Vom Landtage. 


10. Sitzung des Herrenhanſes. 


‚Berlin, 22. Mai, 11 Uhr. Am Mirniſtertiſche Dr. Falk, Mini⸗ 
ſterialdirektor Förſter, Geheimräthe Herzbruch, Lucanus u. A. 
amens der Juſtizkommiſſion referirt zunächſt Graf 
Lippe über den Geſetzentwurf, betreffend die Auflöſung 
ehns verbandes der in dem Herzogthum 
J fien, der Grafſchaft Glatz und dem preu⸗ 
Bi n Markgrafenthum Oberlauſitz belege⸗ 
nen Lehne. Nach ſeinen Ausführungen ſchließt ſich im Weſent⸗ 
lichen die Vorlage dem Geſetz vom 4. März 1867 an. Es wurde in 
der Kommiſſion für ganz unbedenklich erachtet, zu empfehlen, auf dieſem 
Wege der Auflöſung des Lehnsverbandes auch bezüglich der in der 
a Schleſien belegenen Lehne weiter vorzuſchreiten, und zwar um 
o mehr, als man, wie die Motive der Geſetzesvorlage ausreichend 
nachweiſen, einem großen Theile der in Schleſien noch vorhandenen 
Lehne kaum noch die Natur eigentlicher Lehne beimeſſen kann, im 
Jehnzſuf aber nur noch wenige Lehne exiſtiren, bei denen eine ſtrenge 
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Lehnsſukzeſſionsordnung und eine Unveräußerlichkeit und Unverſchuld⸗ 


barkeit der Lehnsgüter ohne Zuſtimmung der Lehnsfolgeberechtigten 
ich erhalten hätte. Wenn trotzdem die Kommiſſion ſich veranlaßt ge⸗ 
unden hat, eine ganze Reihe von Veränderungen in dem Geſetzes⸗ 
exte zur Annahme zu empfehlen, jo hat dies darin feinen Grund, 
daß in dem vorliegenden Entwurfe die Berückſichtigung derjenigen 
Momente alli wurde, die bei Feſtſtellung der die Auflöſung des 
Lehensverhältniſſes in den Marken und in Weſtfalen betreffenden 
Geſetze von den Häuſern des Landtages unter ſchließlicher Zuſtim⸗ 
. der königlichen Staatsregierung für maßgebend angenommen 
urden. 

In der Generaldebatte befürwortet Graf Rittberg die aus⸗ 
drückliche Ausdehnung des Geſetzes auf den hoyerswerder Kreis der 
Nieberlanfih, der wohl zum Kommunalverbande der Oberlauſitz, aber 
nicht zum W Oberlauſitz gehört, ſo daß es Bu ie 
fee ob die im Kreiſe Hoyerswerda gelegenen Lehne mit aufgehoben 
eien. Geheimrath Herzbruch erklärt ſich gegen eine ſolche Abän⸗ 
derung, weil es unzweifelhaft ſei, daß die ehemals oberlauſitzer Theile 
des hoyerswerder Kreiſes unter den Geltungsbereich des Geſetzes fielen, 
aber leicht das Mißverſtändniß entſtehen könne 70 auch der übrige 
Theil des Kreiſes nunmehr von dem Geſetze betroffen werden jollte, 
was nicht beabſichtigt ſei. Graf Riktberg zieht in Folge dieſer 
Erklärung ſein Amendement, welches die ausdrückliche Erwähnung des 
hoverswerder Kreiſes bezweckt, zurück. i 

In der Spezialdiskuſſion werden die ſämmtlichen Paragraphen 
ohne materielle Debatte in der Faſſung der Kommiſſionsbeſchlüſſe 
a Peparg und ver Geſetzentwurf im Ganzen ge 
nehmigt. 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfes über 
die Aufſichts rechte des Staates bei der Vermögens⸗ 
Verwaltung in den katholiſchen Diözeſen. Die Gene⸗ 
raldebattte wird eröffnet durch ! 8 F ’ 

Graf v. Brühl: Ich kann dieſem Geſetze gegenüber nur die 
Berfiherung geben, 1775 ich noch heute wie vor Jahren der feſten 
Ueberzeugung bin, daß der ee e von dem dieſe Vorlage ein 
Ausfluß iſt, ah) zum größten Ruhm und zur größeren Stär⸗ 
kung der römiſch⸗katholiſchen Kirche enden wird und muß. Gerade 
darum hat mich das Studium dieſer Vorlage mit aufrichtiger Freude 
erfüllt, denn 15 läßt deutlich erkennen, daß die Regierung ſelbſt von 
der Erfolgloſigkeit des Kampfes ſich überzeugt hat. Die Biſchöfe ſind 
ja abgeſetzt, die Regierung hat einfach die ganze Verwaltung an ſich 
genommen; IK braucht alſo gar kein Aufſichtsrecht mehr; wenn fie 
dennoch ein ſolches beim Landtage bi ſo geht daraus hervor, 
daß ſie ſelbſt an eine lauge Dauer dieſer e nicht 
glaubt. Eins der gefährlichſten geflügelten Worte, die Fürſt Bismarck 
ausgeſprochen, iſt das: Wir achen nicht nach Kanoſſa! Es ſollten 
damit die Schiffe hinter ihm verbrannt und die Möglichkeit des Nach⸗ 

ebens ausgeſchloſſen ſein. Fürſt Bismarck und der Kultusminiſter 
ollten doch aus der Geſchichte wiſſen, daß nur ein deutſcher Kaiſer 
nach Kanoſſa ging, daß aber ſehr viele deutſche Kaiſer in Streit mit 
dem Papſte waren, und daß dieſer Streit auf anderem, milderem 
Wege als dem nach Kanoſſa ausgeglichen worden iſt. Ich lebe der 
Hoffnung, daß dies auch bei uns möglich iſt, wenn der gute Wille 
dazu vorhanden iſt oder ſich einſtellt. In dieſem Geſetze aber erblicke 
ich einen neuen ſchweren Eingriff in die freiheitlichen Rechte der 
latholiſchen Kirche und deshalb ſtimme ich am die Vorlage. 

Ohne weitere Diskuſſion werden darauf ſämmtliche Paragraphen 
des Geſetzes genehmigt. 5 . 

Nächſter Gegenſtand iſt die Berathung der evangeliſchen Kirchen⸗ 
verfaſſung, auf Grund der von der dazu niedergeſetzten Spezialkom⸗ 
miſſion gefaßten Beſchlüſſe, durch welche — abgeſehen von einigen Ah⸗ 
weichungen von geringerer Tragweite — die auf 4 Prozent der direk⸗ 
ten Staatsſteuern beſchränkte Beſteuerungsbefugniß der Provinzial⸗ 
und Generalſynode (Artikel 16) und der in Artikel 24. ausgeſprochene 
Grundſatz, wonach den Organen der Landeskirche eine Mitwirkung 
bei der Beſetzung der evangeliſch⸗theologiſchen Profeſſuren nicht zus 
ſteht, beſeitigt worden ſind. . 
Berichterſtatter Dr. v. Goßler erkennt bei dem vorliegenden 
Entwurfe an, daß Alles, was die Kirche als religibſe Gemeinſchaft 
und ihre innere Verfaſſung angehe, von der Sanktion durch die poli⸗ 
tiſche Geſetzgebung ausgeſchloſſen bleiben müſſe und letztere auf dieje⸗ 
nigen Punkte und Beſtimmungen zu beſchränken ſei, wo es ſich um 
äußere Angelegenheiten der Kirche, als eines wichtigen Organismus im 
Staate, um vermögensrechtliche Beziehungen, um das Recht der Bes 
ſteuerung und die Beſchaffung von Geldmitteln, um Aufhebung oder 
Abänderung beſtehender geſetzlichen Beſtimmungen, überhaupt um Be⸗ 
ziehungen der Kirche zum Staate und ihre gemeinſamen Intereſſen 
handle. In dieſer Hinſicht habe die Vorlage im Weſentlichen das 
Richtige getroffen und wenn es auch unbedenklich ſei, daß die Landes⸗ 
vertrekung ihre Zuſtimmung zu Beſtimmungen, für welche in vorſte⸗ 
hender Begrenzung Mine nothwendig ſei, verſagen könne, fo könne 
dies doch nur vom politiſchen nicht vom kirchlichen Standpunkte aus 

eſchehen, nur von dem Standpunkte aus, daß die Intereſſen des 
Glaales, die allgemeinen Intereſſen des Landes dadurch beeinträchtigt 
würden, während die Frage, ob die als kirchliche Ordnung feſtſtehende 
7 0 der evangeliſchen Kirche in den acht älteren Provinzen 
derſelben und ihrer Entwickelung heilſam ſei, nicht zur Kompetenz des 
A eh In Ueßbereinſtimmung mit dem anderen Haufe habe 
die Kommiſſion als die hierbei maßgebenden Geſichtspunkte die Fra⸗ 
en erkannt, inwieweit der Staat berechtigt fen die kirchliche Selbſt⸗ 
ſtändigkeit zu beſchränken, und welche Kautelen gegen Uebergriffe der 
Kirche in das ſtaatliche Gebiet in das Geſetz aufzunehmen ſeien. Der 
ierfür entſcheidende Art. 13, in welchem vor der kgl. Sanktion eines 


irchlichen Geſetzes die Erklärung des Stagtsminiſteriums erfordert 
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wird, daß von Staatswegen dagegen nichts zu exinnern ſei, ſei auch 
von der Kommiſſion — wenn auch in minder ſchroffer Faſſung, als 
der des Abgeordnetenhauſes — aufrecht 1 1 worden, dagegen ſei 
Art. 16, der die Grenzen des kirchlichen Beſteuerungsrechts enthält, 
mit 5 gegen 5 Stimmen gefallen. Bei dieſer Sachlage glaubt der Re⸗ 
ferent mit. 7 perſönlichen Anſicht nicht zu rückhalken zu ſollen; nach 
derſelben iſt eine Wiederherſtellung des Artikels entſchieden erforder: 
lich, weil das Beſteuerungsrecht ein Recht der Landesvertretung ſei 
und dieſe deshalb müſſe beſtimmen können, wie weit ſie es andern 
Vertretungskörpern überlaſſen wolle. Die Kommiſſion habe ſich am 
Schluſſe der Berathung zu einer Reſolution geeinigt, in der die Er⸗ 
wartung . e wird, daß die Staatsregierung mit Rückſicht 
auf die den Stagtskaſſen zufließenden Einnahmen aus früheren Kir⸗ 
chengütern, von der neuen Organiſation der evang. Kirche Veranlaſ⸗ 
ſens nehmen werde, derſelben eine entſprechende Dotation zu verſchaf⸗ 
en, und bis dahin, daß dies geſchehen, die durch dieſe Organiſation 
entſtehenden Koſten auf den Staatshaushalt zu bringen. Er empfehle 
dem Hauſe, dieſer Kundgebung zuzuſtimmen. 

2 der Generaldiskuſſion ergreift gegen das Geſetz zunächſt das 


v. Kleiſt⸗Retzow: Die Kirche und A habe 
die General⸗Synodalordnung nicht angenommen in der Ueberzeugung 
ihrer inneren Vortrefflichkeit, ſondern allein in Folge des politiſchen 
Einfluſſes des Kultusminiſters, der die beſtimmte Erklärung abgab, 
daß das Geſetz vom Landtage entſchieden werde zurückgewieſen wer⸗ 
den, wenn nicht die bekannten Schlußbeſtimmungen der General⸗ 
Synodalordnung angenommen würden. Wäre eine gute Synodal⸗ 
ordnung zu Stande gekommen, ſo brauchte man bei dieſem Geſetze 
nicht ſo ängſtlich zu ſein: aber eine ſo ſchlechte und der Kirche ſchäd⸗ 
liche Synodalordnung, wie fie beſchloſſen, zwinge dazu, dies Geſetz 
mit der rößten Sorgſamkeit zu prüfen, und das Reſultat dieſer Prü⸗ 
hung ſei dür ihn die entſchiedene Zurückweiſung und Verwerfung dieſer 
zorlage. Es frage ſich zunächſt überhaupt, ob es annehmbar fei, daß 
die ſelbſtſtändige Entwickelung der Kirche durch ein Staatsgeſetz ſo 
feſtgelegt werde, wie durch die Vorlage geſchehe und dieſe Frage müſſe 
unbedingt verneint werden. Der Axt. 1 mache jede weitere Entwicke⸗ 
lung der e von einem Staatsgeſetze abhängig, die Mittel 
zur Beſtreitung der kirchenregimentlichen Verwaltung ſeien der Kirche 
vorenthalten geblieben, ſo = die Bewilligung derſelben jährlich beim 
Abgeordnetenhauſe nachgeſucht werden müßte und das Recht, ſich durch 
eigene Umlagen zu helfen, ſei bis auf ein Minimum eingeengt, ob⸗ 
wohl doch der Landtag unmöglich über das Maß der kirchlichen Be⸗ 
dürfniſſe entſcheiden könne. Dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
ſei auch eine unzuläſſige Einwirkung auf die Entwickelung der Kirche 
verblieben, welche die Selbſtſtändigleit derſelben gefährde, durch Ans 
ſtellung der Profeſſoren an den evangeliſch⸗theologiſchen Fakultäten 
der Landesuniverſitäten und der Direktoren der Lehrſeminare, ohne 
Mitwirkung der Organe der Landeskirche, für welche jene doch die 
Prediger und Lehrer auszubilden hätten und durch Mitwirkung und 
weht e bei der Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter, ob⸗ 


N 


wohl der Miniſter jetzt lediglich ein Organ des Staats und nicht 
mehr, wie früher, zugleich der Kirche ſei. Der Artikel 13 trenne 
geradezu die Generalſynode vom Könige und ſtelle zwiſchen derſelben 
und dem zeitigen Träger des landesherrlichen Kirchenregiments eine 
Scheidewand auf, welche keine Kirche, wenn ſie lebensfähig bleiben 
wolle, zulaſſen könne. Endlich ſolle das landesherrliche Kirchenregi⸗ 
ment, welches zur Zeit der Reformation den Territorialherren nur 
als ein 5 und um der Kirche in ihrem Nothſtande zu 
helfen, übergeben ſei, als ein bleibendes Recht geſetzlich anerkannt 
werden, während der Kirche doch die ſelhſtſtändige Entwickelung auch 
in dieſer Hinſicht vorbehalten werden müſſe. Wenn die evangeliſche 
Kirche eine geſunde Entwickelung haben und behalten ſolle, ſo 
müßten, ihre Beſchlüſſe unbedingt in offizieller Form an 
den König als Haupt der epangeliſchen Kirche gebracht wer⸗ 
den, auch wenn dagegen durch den Miniſter der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten Erinnerungen von Staatswegen gemacht ſeien, 
zur Allerhöchſten Entſcheidung, ob dieſe Exinnerungen anzuerkennen 
oder durch einen Staatsminiſterialbeſchluß oder durch einen Per⸗ 
ſonenwechſel zu beſeitigen. Der Zugang der kirchenregimentlichen Or⸗ 
ane und der Generalſynode zum Könige Die a keiner Weile ges 

unt oder gar verſchloſſen werden. Das Mißtrauen, welches in 
der vom Abgeordnetenhauſe angenommenen Bekimmun gegen die 
evangeliſche Kirche und den allerhöchſten Träger des Kirchenregiments 
127 ausdrücke, ſei ungerechtfertigt und nach der Geſchichte der preußi⸗ 
chen Landeskirche völlig unberechtigt. Die Fehler, die die Landes⸗ 
kirche habe, liegen gerade auf der entgegengeſetzten Seite, ſie ſei zu 
tadeln, daß ſie alle Zeit viel zu milde, zu nachgiebig und zu entgegen⸗ 
kommend geweſen. Die Beftimmung im Art. 13, verſetze der Kirche 
einen nie zu verwindenden ſchweren Schlag; es ſei unerhört in Preu⸗ 
ben, daß die Miniſter zwiſchen den König, das Haupt der Landes⸗ 
kirche, und dieſe ſelbſt geſchoben, daß ihre Beſchlüſſe geradezu als 
maßgebend in kirchlichen Dingen auch gegen den Willen des Königs 
hingeſtellt werden. Die natürliche Grundlage des Rechtszuſtandes 
der epangeliſchen Kirche ſei das Belenntniß. Dieſe Grundlage aber 
laſſe ſich nur wahren, wenn diejenigen Mitglieder, die berufen ſeien, 
in den Synoden zu wirken und mitzuſprechen, mitten in dem Leben 
der Kirche ſelbſt auch in dem Leben derſelben Ernſt machen mit der 
chriſtlichen Zucht; davon ſei aber, wie dieſe Vorlage zeige, nicht die 
Rede. Ein Miniſterium, das ſeinerſeits im Feuer des Kulturkampfes 
ſtehe, ſei nicht im Stande, der Kirche eine freiheitliche Vexfaſſung zu 
geben; und ihre Entwürfe tragen allenthalben den breiten Stem⸗ 
pel des ungerechten Mißtrauens, das fie von vorne herein gegen 
85 evangeliſche Kirche habe und auch in dieſem Geſetze zum Ausdruck 

ringe. 125 5 e 

Kultusminiſter Dr. Falk: Auf den Vorwurf des Vorredners, 

die Generalſynode ſei unter dem politiſchen Druck des Kultusmini⸗ 
ſters zu Stande gekommen, frage ich: worin hat denn dieſer politiſche 
Druck beſtanden? Ich habe mich in der Synode zurückgehalten, ſoviel 
nur irgend möglich und erſt geſprochen, als die beſtimmte Aufforde⸗ 
rung an mich erging, mich rund und klar über den von mir ver⸗ 
theidigten Standpunkt auszuſprechen. Das zu thun habe ich dann 
für meine Pflicht gehalten und die einzige Eee zwiſchen mir 
und der großen Mehrheit der Mitglieder der Synode beſtand nicht 
in der Frage der Aufnahme jener een duc an der Synodal⸗ 
ordnung, ſondern in dem Zweifel, ob dieſelben auch ausreichend ſeien 
und ob nicht von demjenigen Faktor der Landesvertretung, der in 
weſentlichen Punkten mitzuſprechen hatte, noch mehr verlangt werden 
würde. Es iſt doch gewiß kein gering zu ſchätzendes Zeugniß, daß 
eine ſolche Generalſynode mit einer fo überwältigenden. Majorität 
erklärt hat, es ſeien die Intexeſſen der Kirche durch die Annahme 
dieſer Synodalordnung nicht geſchädigt; das ſollte doch auch dem 
Vorredner in dieſer Beziehung, eine gewiſſe Beruhigung gewähren. 
Ich ſtimme vollkommen daxin mit 1 überein, daß keine Kirche, am 
wenigſten die evangeliſche beſtehen kann ohne Bekenntniß; aber ihr 
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Bekenntniß wird durch das vorliegende Geſetz in keiner Weiſe 
tangirt. Die Generalſynode ſoll in Vereinigung mit dem Kirchen⸗ 
regiment zwar wirken zum Beſten der evangeliſchen Kirche, aber nur 
auf dem Boden des evangeliſchen Bekenntniſſes. Ich kann feinen Be⸗ 
fürchtungen gegenüber nur wiederholt der Ueberzeugung Ausdrnd ge⸗ 
ben, daß durch dieſes Geſetz ein tüchtiger Schritt vorwärts gethan tt 
auf dem Wege der geſunden und lebendigen Entwickelung der evan⸗ 
geliſchen Kirche. Dieſes Haus iſt immer von dem Gedanken durch⸗ 
drungen geweſen, daß es ſeine Hilfe der Kirche, wo es irgend noth⸗ 
wendig ſei, nicht verſagen dürfe. Von dieſem Sinne aus kann ich Sie 
nur dringend bitten, ſich dem Votum des Abgeordnetenhauſes in Be⸗ 
zug auf das vorliegende Geſetz anzuſchließen. Ich möchte an alle Mit⸗ 
Mida des Hauſes die Frage richten, ob ſie wohl noch vor wenigen 
Monaten geglaubt haben, daß die Mehrheit des anderen Hauſes 
von einer Reihe von ſchwer wiegenden Bedenken gegen die ge⸗ 
ſetzliche Sanktion dieſer Vorlage ſo weit zurücktreten würde, ſich 
jo weit leiten laſſen werde durch ihr eigenes Intereſſe für die 
Kirche, wie es thatſächlich geſchehen iſt. Ich glaube es wird 
kaum Einer unter Ihnen ſein, der dieſe Vorausſicht gehabt 
hätte. Das Abgeordnetenhaus hat im Großen und Weſentlichen 
das gethan, was eine Regierung, die in dem Maße, wie ich, 
darnach ſtrebte, dieſe Verfaſſung im gegenwärtigen Augenblicke zu 
Stande zu bringen, nur verlangen konnte. Die Aenderungen, die 
dort gegenüber der Regierungsvorlage beſchloſſen wurden, ſind funda⸗ 
mentale nicht; und es laſſen. ich doch auch für ſie fachliche 
Gründe anführen. Ich möchte Sie bitten, das doch auch zu erwägen, 
denn die beiden Faktoxen der Geſetzgebung müſſen ja zuſammenarbeiken. 
Es handelt A hier immer nur darum, ob nicht der Fall gegeben iſt, 
daß dieſes Haus dem Abgeordnetenhauſe entgegenkomme; und wenn 
ich mir vorſtelle, wohin wir kommen, wenn dieſes Geſetz nicht zu 
Stande kommt, in welche Verwirrung wir dann eintreten, wenn. 
wir abermals den Augenblick verſäumen, in dem es möglich iſt, die 
evangeliſche Kirchen verfſſfung ſo abzuſchließen, daß eine ſichere Grund⸗ 
lage für alles Weitere gewonnen wird, ſo möchte die Verantwortung, 
die auf einem Jeden von Ihnen ruht, doch eine zu große ſein, daß 
feln müßte, das Haus würde ſich auf die Seite des „Nein“ 
tellen. 

Graf v. Kraſſow: Die Entſcheidung, welche wir treffen ſollen, 
iſt darum ſo überaus wichtig, weil ſie nicht nur die Entwickelung der 
äußeren, ſondern auch der inneren Verhältniſſe der evaugeliſchen 
Kirche auf das Tiefſte berührt. Aus dieſem Grunde muß ich, ſo 
ſchwer es mir wird, gegen das Geſetz ſtimmen, wie ich in der Ge⸗ 
neralſynode dagegen geſtimmt habe, denn ich halte die ſogenannten 
Schlußbeſtimmungen der Generalſynodalordnung für verderblich und 
ich will die Verantwortung für die Folgen nicht tragen, welche dieſe 
Beſtimmungen herbeiführen werden. Den großen Städten wird da⸗ 
durch ein Einfluß auf die Geſtaltung unſerer kirchlichen Verhältniſſe 
eingeräumt, deſſen gefährliche Wirkung ſich ſehr bald fühlbar machen 
wird. Man wird die evangeliſche Kirche mit der modernen Kultur 
zu verſöhnen ae und wir werden dann bald ſehen, inwieweit 
dieſe moderne Kultur nicht beſſer als modernde zu bezeichnen wäre. 
Die vorliegende Kirchenverfaſſung wird zwar ein Dach ſein, aber ein 
ſolches, unter dem io ſchlecht wird wohnen laſſen. Auch ihre Freunde 
geſtehen ein, daß ſie ein Experiment iſt, und damit erkennen ſie be⸗ 
reits an, daß es fehlſchlagen kann. Sie gefährdet gleichmäßig die Frei⸗ 
heit der Lehre — denn die Profeſſoren der Theologie ſollen lediglich 
von der miniſteriellen Berufung abhängig ſein —, die Freiheit der 
Geſetzgebung — denn das Miniſterium ſoll vor der königlichen Sank⸗ 
tion alle Beſchlüſſe der Synoden prüfen — und die Freiheit der Ver⸗ 
waltung —, denn hier bleibt Alles beim Alten, obſchon die neuen 
ſynodalen Einrichtungen Aenderungen erforderten. Ein Erfolg der 
Kommiſſion iſt immerhin die Streichung der Beſchränkung des Be⸗ 
ſteuerungsrechts; denn die in den Synoden vertretenen Laien werden 
ſchon dafür ſorgen, daß die Umlagen für landes- und provinzialkirch⸗ 
liche Zwecke nicht zu hoch werden. Heute wird die Kirche abhängig 
von den dem Landtage verantwortlichen Miniſtern zwenn darin, wie bes 
hauptet worden eine Stärkung des Summepiſkopats liegen ſoll, ſo iſt 
dieſe Stärkung die denkbar unglücklichſte. Sehr erfreut hat mich der 
Ausſpruch des Miniſters, daß keine Kirche ohne Bekenntniß beſtehen 
könne, ich ſage ihm dafür meinen wärmſten Dank, aber, m. H., ein 
evangeliſches Bekenntniß iſt, wie ich bereits in der Ge⸗ 
neralſynode ausgeführt, niemals formulirt; es giebt in der Landes⸗ 
kirche verſchiedene Bekenntniſſe, jede Gemeinde hat ihr beſonderes hi⸗ 
ſtoriſch gewordenes. Das landesherrliche Kirchenregiment ſoll aber 
dieſe Bekenntniſſe zuſammenhalten, aber ſpannt es den Bogen zu 
ſtraff, ſo könnten leicht die verſchiedenen Bekenntniſſe ihr Recht gel⸗ 
tend machen, und es könnte gerade eintreten, was man vermeiden 
wollte: die Landeskirche könnte auseinander geſprengt werden. Soll 
dieſe erhalten bleiben, ſo bedarf ſie einer freieren Bewegung, als 
ihr dieſe Verfaſſung geſtattet, gegen welche ich deshalb ſtimmen much 

Graf zu Stolberg Wernigerode: Der preußiſche 
Landtag iſt nicht kompetent, innere kirchliche Fragen zu entſcheiden, 
ſondern er darf nur eine Grenzregulirung zwiſchen Staat und Kirche 
vornehmen. Dieſes Grenzgebiet iſt in der vorliegenden Synodalord⸗ 
nung nicht inne gehalten worden; ſie iſt zu Stande gekommen unter 
der Parität des Mißtrauens. Dennoch muß ich mich für die Vorlage 
erklären, denn ſie eröffnet der evangeliſchen Kirche noch immer ein 
Maß von Freiheit, deſſen fie jetzt entbehrt. 

Frhr. v. Maltzahn: Die Beſchlüſſe der Generalſynode haben 
mir i imponirt, in parlamentariſchen Dingen mache ich mir 
mein Urtheil allein und laſſe mich auch von der Majorität 
der Synode nicht abbringen, die der Kultusminiſter ins Ge⸗ 
fecht geführt hat. Der 8. 5 bringt den Liberalismus des 
Proteſtantenvereins in die Kirche hinein, denn derſelbe verlangt 
ebenfalls fein Bekenntniß als ein evangeliſches anerkannt zu 
ſehen. Dies iſt der Hauptgrund, weshalb ich gegen die Vorlage 
ſtimme. Ich ſpreche Niemandem, ſei er Jude, Heide oder Türke, die 
Seligkeit ab, ich greife dem Gerichte Gottes nicht vor, denn Gott hat 
das Richten ſtreng verboten, aber wer irgend ein Herrſcheramt — und 
jet es auch das kleinſte — in der evangeliſchen Kirche einnehmen will, 
der muß, wie wir den Eid Sr. Majeſtät dem Könige leiſten müſſen, 
wenigſtens glauben an den oberſten Herrn im Himmel, den dreieini⸗ 
gen Gott. Deshalb wollte ich als Anforderung an jedes Mitglied 
der evangeliſchen Kirche ſtellen, das Bekenntniß der Gottheit Chriſti. 
Ich bedauere, daß der Jude Baron v. Rothſchild heute nicht hier iſt, 
damit hier wie im anderen Hauſe das 1 0 des $ 1 dieſes Geſetz⸗ 
entwurfs zum Ausdruck gelange, wonach Katholiken, Juden und alle 
Nuancen des Unglaubens dauernd beſchließen können über das Wohl 
und Wehe der evangeliſchen Kirche. Unter ſolchen Umſtänden würde 
ich es für eine Verleugnung des dreieinigen Goktes halten, wenn ich 
fol die Vorlage ſtimmen würde. Fragt man mich aber, was kommen 
oll, wenn dieſes Geſetz abgelehnt wird, ſo ſtelle ich das ebenfo dem 
lieben Gott anheim, wie ich es einſt in Betreff meiner Hoffnungen 
auf das deutſche Reich that, als mit wahrem Rechtsgefühl Se. Ma⸗ 
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Ben der König Friedrich Wilhelm IV. die u vom frankfurter Par⸗ 
lamente angebotene Kaiſerkrone ausſchlug. ie hier Gott geholfen, 
ſo wird er auch ſeiner Kirche helfen. 
j Graf zu Eulenburg: Ich verſtehe nicht, wie man immerfort 
von einer Verletzung der Intereſſen der evangeliſchen Kirche durch die 
Staatsbehörden in einem proteſtantiſchen Staate ſprechen kann. Ich 
frage diejenigen, welche immer über Unterdrückung und Vergewalti⸗ 
gung der Kirche durch den Staat klagen: wo iſt denn ihre Kirche? 
der hat denn das Recht, feine Kirche als die evangeliſche im Gegen⸗ 
5 fas u der unter dem landesherrlichen Kirchenregiment ſtehenden zu 
ezeichnen? Dieſer Kirche eine Vertretung zu geben — das konnte 
nur geſchehen auf dem Wege, der betreten worden iſt, indem man 
0 eben jedem Mitgliede der Kirche Gelegenheit gab, zum Worte zu kom⸗ 
men. Ich werde deshalb für die evangeliſche . ſtim⸗ 
men, wenn ich auch gegen Einzelheiten derſelben Bedenken habe. 

Die Generaldebatte wird hiermit geſchloſſen. Der Referent 
bemerkt, der Standpunkt des Herrn v. Kleiſt ſei bereits in der Ge⸗ 
neralſynode ausführlich erörtert und widerlegt worden und wolle er 

ir das dort Geſagte nicht abermals wiederholen, ſondern die Gegner 
des Geſetzes nur an die üblen Prophezeiungen über die Wirkungen 
der Kreisordnung erinnern. So wenig wie die damaligen Befürch⸗ 
tungen ſich bewahrheitet, ſo wenig würden die heutigen Weiſſagungen 
eintreffen. Die Sitzung wird hierauf um 3% Uhr bis Dien ſt a g 
X 11 Ubr vertagt. (Spezialdebatte der Kirchenverfaſſung, Geſetze betvef- 
fend Halle, Kaſſel und Halle⸗Sorau⸗Guben, Petitionen.) 


Staats- und Volkswirthſchaft. 
e Ausländiſche Aktien⸗Geſellſchaften in Deutſchland. 
Seitens des Senats der freien und Hanſeſtadt Bremen war vor län⸗ 
erer Zeit an den Bundesrath ein Antrag wegen Behandlung der 
weigniederlaſſungen ausländiſcher Aktiengeſellſchaften in Deutſchland 
gerichtet worden, wonach die letzteren neubegründeten Aktiengeſellſchaf⸗ 
ken gleich zu behandeln, mithin den Beſtimmungen der Ark. 210 und 
210 a des Reichsgeſetzes über das Aktienweſen unterworfen fein 
ſollten. Dieſer Antrag war dem Juſtizausſchuß des Bundesraths 
überwieſen worden, welcher beantragt, den gedachten Antrag abzu⸗ 
lehnen. Dieſer Entſcheidung iſt ein ſehr eingehender Bericht des Re⸗ 
erenten, königl. württembergiſchen Finanzrath Heß, zu Grunde gelegt. 
as Referat führt aus, daß, wenn dem Antrage Folge gegeben wer⸗ 
den ſollte, dieſelbe in geſetzlicher Abänderung des Handelsgeſetzbuches 
beſtehen müßte, wofür zureichende Gründe nicht vorlägen. Maßge⸗ 
gebend Al die Entſcheidung des Ausſchuſſes ift im Weiteren Folgen⸗ 
des nach dem Bericht geweſen: Nachdem 8 12 der Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 beſtimmt hatte, daß es hinſichtlich des Gewerbe⸗ 
betriebes der juriſtiſchen Perſonen des Auslandes einſchließlich der 
nicht formell als juriſtiſche Perſonen anerkannten Aktiengeſellſchaften) 
bei den Landesgeſetzen bewende, hat der Bundesrath ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß vom Präſidium mit auswärtigen Staaten Ab⸗ 
reden getroffen werden, durch welche auf legale Weiſe errichtetete Ak⸗ 
tiengeſellſchaften und juriſtiſche Perſonen gegenſeitig als rechtsfähig 
und zum Auftreten vor Gericht berechtigt anerkannt werden, unbe⸗ 
ſchadet der Vorſchrift jenes $ 12 der Gewerbeordnung und vorbehalt⸗ 
lich der zu jedem einzelnen derartigen Abkommen zu ertheilenden Ge⸗ 
nehmigung. Solche — im Reichs⸗Centralblatt bekannt gemachte Ab⸗ 
kommen ſind mit mehreren Staaten, insbeſondere mit Italien und 
mit der britiſchen Regierung e worden; ein anderweites Ver⸗ 
aer würde der Tendenz ſolcher Uebereinfommen wenig entſprechen. 
uferdem wird die Bedürfnißfrage völlig in Abrede geſtellt. 


Gotha, im Mai. Aus dem Rechnungsabſchluſſe der hieſigen 
Lebens verſicherungsbank für 1875, welcher jetzt den 
Ausſchüſſen der Verſicherten zur Prüfung vorliegt und demnächſt 
Beat werden wird, kann vorläuſig mitgetheilt werden, daß die 
Ergebniſſe dieſer Zeitperiode wiederum ſehr günſtig waren. Dies 
zeigte ſich zunächſt in einem reichen Zugang an neuen Verſiche⸗ 
rungen. Von 4706 auf eine Verſicherungsſumme von 33,225,800 Mk. 
gerichteten Anträgen wurden 3981 mit 27,680,900 M. angenommen. 
Verglichen mit dieſem anſehnlichen Zugang hielt ſich der Abgang 
an beſtehenden Ver d ungen in mäßigen Grenzen. Soweit er bei 

Lebzeiten ſtattfand, betrug er nur wenig über 5 Prozent aller 
135875 in Kraft geweſenen Verſicherungen. Es iſt dies ein überaus ger 
ringes Verhältniß, zumal wenn man die Momente in Rückſicht zieht, 
welche ausdauernder Sparſamkeit oder dem Verbleiben der Verſicherten 
bei der einmal gewählten Verſicherungsanſtalt entgegenwirken. Auch 
die Sterblichkeitsverhältniſſe waren günſtig. Das 
Geſchäftsgebiet der Bank blieb im Jahre 1875 von Epidemien glücklich 


N Börfen - Telegramme. 
(Schlußkurſe.) 
Berlin, den 23. Mai 1876. (Telegr. Agentur.) 


Not. v. 22. Not. 
ärkiſch⸗Poſen E. A. 2090) 22 75 Landwirthſchtl, B.⸗A. 61 —| 60 
a Se 74 60 74 —[Poſen. Sprit⸗Akt.⸗Geſ. — — 
Köln⸗Mindener E. A. 102 50 102 250 Neichs bank. 153 75 15 
Rheiniſche E. U. . . 118 25,117 50 Disk. Kommand.⸗A. 
Oberſchleſiſche E. A. 139 50,140 25 Meininger Bank dito. 78 75 
Seſtr. Nordweſthahn 213 215 — Schleſ. Bankverein . 83 50 


Kronprinz Rudolf.⸗B. 45 50 45 25 Centralb. f. Ind. u. Hdl. 6850 
Oeſterr. Banknoten .170--1169 75 Nevenhütte. . . . . - - 999 1 — 
Nuſſ.Bod.⸗Kr.⸗Pfobr. 86 60, 86 75 Dortmunder Union 625 625 
oln. Spray Pfandbr. 7775 7775 Königs⸗ u. Laurahütte 59 60 59 — 
Fee nl Dat 98 75 98 75 Poſener Apr. Pfandbr. 9480 9490 
ſtdeutſche B.⸗A.. . 87 87 — | 
Berlin, den 23. Mai 1876. (Telegr. Agentur.) 
Not. v. 2 Not. v. 22 
Weizen feſt, Kündig. für Noggen 350 650 
Mai.. 24 —213 50 Kündig. für Spiritus 25000 15000 
uni⸗ Juli 214 213 50l[Fondsbörſe: ſchwach. 
ept. Okt.. . 218 50217 50 Pr. Staatsſchuldſch. 94 25 94 25 
oggen feſt, 2 neue 4% Pfdbr. 94 80 94 90 
ai. 159 501159 50 Poſener Rentenbriefe 96 90 96 75 
Mai⸗Juni . 159 —159 —[Framzoſen . 438 50.439 50 
Set Sit. 161 60 50 Lombarden 125 50 126 50 
üböl feſt, 1860er Looſe 99 29 99 — 
Mai. 65 30 65 Italiener 71 80 71 10 
Sept.⸗Okt. 61 50 64 600 Amerikaner . 100 — 99 90 
Spiritus flau, Oeſterreich. Kredit. 226 50228 — 
lolo. 49 50 49 80 Türken . 19 80 1050 
Mai⸗Inni 49 20, 49 40[(eproz Rumanier 19 75 19 25 
Juni⸗Juli 49 20 49 40 Poln. Liquid.⸗Pfandbr. 68 75 68 
Aug.⸗Sept 50 70 50 900RNuſſiſche Banknoten 269 —269 — 
Safer Seert, Silberrente 58 80 58 80 
at 165 --1166 —Galizier Eiſenbahn 1 — 81 50 


Nachbörſe: Franzoſen 439,00, Kredit 226,50, Lombarden 126,00. 


Stettin den 23. Mai 1876. (Telegr. Agentur.) 


Not. v. 22. Not v. 22. 


Weizen matt, | Hübal unverändert, 

Mal- um . „% is Moa. 65 75 65 75 
Juni⸗Juli . 213 — 213 50) Sept.⸗Okt. 63 50 63 75 
Sept.⸗Okt. 216 —217 — [Spiritus befeſtigend, 

Roggen matt, ee 

E . 151 — 151 50 Mai⸗Juni 49 49 — — 
Mai⸗Juni . 151 —152 —I Juni⸗Juli 49 49 49 10 
Sept. Okt. 154 — 156 —| Juli⸗Auguſt . 508 50 20 

Mai⸗Juni 167 — 168 —[Vetroleum, Herbſt 12 — 12 — 


Hafer, 


— ut 


N 
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verſchont. Im Ganzen hatte die Bank während des vorigen Jahres 
5,678,600 M. für 1017 Geſtorbene zu vergüten. Die Zahl dieſer 
Sterbefälle beträgt etwa 57 weniger, als die angenommene Sterb⸗ 
lichkeltsliſte erwarten ließ und der dafür zu vergütende Betrag ſteht 
um nicht 1 als 557,453 M. unter der rechnungsmäßigen Erwar⸗ 
an. Nach Abzug des Abganges wurde ein reiner Zu wa ch 8 
an Verſicherungen von 19,133,900 M. gewonnen. Am sul des 
Jahres waren bei der Bank 46,603 Bert. mit 288,259,100 M. verlichert. 
Die Einnahme der Bank im vorigen Jahre belief ſich au 13,157,640 
M. worunter 3,133,179 Mark Zinſen von ausgeliehenen Geldern be⸗ 
griffen ſind. Der Zinsfuß, zu dem dieſe faſt ausſchließlich auf Hypo⸗ 
theken von größeren Landgütern bewilligten Ausleihungen gemacht 
fu, ſchwankt nach der Gegend der Belegung und betrug im Durch⸗ 
chnitt 4,81 Proz. Da ſich die Ausgabe für Sterbefallzahlungen, 
Dividenden u. ſ. w. auf 9,366,907 M. beſchränkte, fo wuchſen von obi- 


ger Einnahme dem Banktfonds nicht weniger als 3,790,733 M. zu und 
erhoben denſelben auf 70,045,873 M. Hiervon ſind 49,263,267 M. für 


Prämienxeſerve, 4,805,478 M. für Prämienüberträge, 1,182,341 Mark 
für ſonſtige Paſſiva, und 14,794,782 M. für die den Sicherheitsfonds 
ausmachenden reinen Ueberſchüſſe begriffen. Dieſe reinen Ueber⸗ 
ſchüſſe kommen in den nächſten 5 Jahren (in dieſem Jahre mit 38 
Proz. der 1871 eingezahlten Prämien) an die Verſicherten zur Verthei⸗ 
lung. Das Jahr 1875 allein gewährte einen reinen Ueberſchuß von 
3.530,65. M., den höchſten bis dahin in einem Jahre erübrigten Betrag. 
Dieſe befriedigenden Ergebnifje wurden mit einem Verwaltungskoſten⸗ 
Aufwande erzielt, der im Ganzen, einſchließlich aller Agenturproviſſo⸗ 
nen, noch nicht 5 Proz. der Jahres⸗Einnahme beträgt. Es läßt ſich 
jetzt, wie hier ſchließlich noch bemerkt werden mag, mit Sicherheit über⸗ 
ſehen, daß den Theilnehmern auf die im Jahre 1872 eingezahlten Prä⸗ 
mien im Jahre 1877 eine Dividende von 41 Prozent gewährt 
werden wird. 

. 1 Looſe. Verlooſung vom 15. Mai 1876. Ge⸗ 
zogene Serien: 2 

Ser. 9 190 1126 1291 1346 1435 1787 2201 2447 2527 2666 3026 
3285 4185 4219 4752 5325 und 5327. 8 

Prämien: 150,000 Gulden Ser. 4219 Nr. 50. 

15,000 Gulden Ser. 4219 Nr. 36. 

5000 Gulden Sex. 4185 Nr. 26. 

a 1000 Gulden Ser. 190 Nr. 7, Ser. 1787 Nr. 10, Ser. 3026 
Nr. 42 und Ser. 5327 Nr. 27. 

a 500 Gulden Ser. 1126 Nr. 20 und Nr. 31, Ser. 1787 Nr. 19, 
Ser. 2666 Nr. 41, Ser. 3026 Nr. 39, Ser. 3285 Nr. 8, Ser. 4185 
Nr. 28 und 37, Ser. 4219 Nr. 33 und Nr. 357, Ser. 4752 Nr. 10, 
Ser. 5325 Nr. 25 und Ser. 5327 Nr. 34. 

Auf alle übrigen in den oben aufgeführten verlooſten Serien 
enthaltenen und hier nicht beſonders verzeichneten Nummern fällt 
der geringſte Gewinn von je 124 Gulden in öſterr. Währung. 


a Die neue Anleihe der Stadt Paris iſt in der Sonn⸗ 
abend abgehaltenen Sitzung des Munizipalraths unter Verwerfung 
aller einſchläglichen Amendements mit 40 gegen 20 Stimmen votirt 
worden. Der Text der gefaßten Entſchließung lautet wörtlich: Art. 1. 
Der Seine⸗Präfekt wird ermächtigt, bei der Regierung und den Kam⸗ 
mern ein Geſetz nachzuſuchen, welches die Stadt Paxis ermächtigt, eine 
Summe von 120 Mill. zur Ausführung der unten näher bezeichneten 
Bauten unter folgenden Bedingungen aufzunehmen: 1) die Anleihe 
muß binnen 73 Jahren vom Jahre 1877 ab amortiſirt werden; 2) 
Zeitpunkt und Axt der Emiſſion werden durch ein Dekret des Präſi⸗ 
denten der Republik geregelt; 3) die bis in Höhe von 120 Mill aus⸗ 
zugebenden Schuldverſchreiburgen ſind nach dem Muſter der Obliga⸗ 
tionen von 1875 zu erlaſſen; 4) die Prämien für die durch das Loos 
gezogenen Obligationen belaufen ſich jährlich auf den Geſammtbetrag 
von 500.000 Fres.; 5) die Anleihe wird im Wege öffentlicher Subſkrip⸗ 
tion aufgenommen; 6) ein Gemeinderaths-Ausſchuß von drei Mitglie⸗ 
dern regelt im Einvernehmen mit dem zn das Datum, die Be⸗ 
dingungen und den Emiſſionskurs der Anleihe. Art. 2. Der Seine⸗ 
Präfekt wird ermächtigt, ſogleich die geeineten Erhebungen zur Expro⸗ 
priirung der von den Plänen berührten Grundstücke anzuordnen. Art. 3. 
Der Ankauf dieſer Grundſtücke erfolgt für Rechnung der Stadt Pa⸗ 
ris; die verſchiedenen Arbeiten außer der Beleuchtung, Bepflanzung 
und Waſſerleitung werden in öffentlichem Verfahren dem Beſtbieten⸗ 
den zuerkannt; demnach werden dem Seinepräfekten aus dem Erträg⸗ 
niß der Anleihe folgende Kredite eröffnet: für das Entrepot von Berch 
40, für die Nivellirung und Lüftung der Buttes des Moulins und des 
Ausbaues der Avenue de bopera 66, für die Verlängerung des Bou⸗ 
levard St. Germain 31, für die N s des Quai de Tavel und 
der Zugänge zum Marsfelde 2 Mill. Art. 4. Die Gründung neuer 


Schulen in den Grenzen eines Kredits von 5 Mill. Fr. wird künfti⸗ 


Pörſe zu Pofen. 
Poſen, den 23. Mai 1876. (Amtlicher Börfenbericht.] 
Fonds: kein Geſchäft. 


Noggen. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis 158 Mf. per 
Mai 158, Mai⸗Juni 158, Juni⸗Juli 158, Juli⸗Auguſt 158, Auguſt⸗ 
Sept. 159, Herbſt 159. 3 ö 

Spiritus (mit Faß). Gekündigt 5000 Liter. Kündigungspreis 47,20. 
per Mal 47,047, Juni 47,50, Juli 48,10, Auguſt 48,70, Sept. 
49,20, Oktbr. 48,90-—48,80. Loko- Spiritus (ohne Faß) 46 M. 


Poſen, den 23. Mai 1876. (Börſenbericht.] i Prachtwetter. 

Roggen geſchäftslos. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis —. 

gr Mai, Mai Juni u. Juni⸗Juli 188 bz. u. G., Juli⸗Auguſt 158 G., 
uguſt⸗Sept. 159 bz. u. G., Herbſt 159. 


Spiritus ſtill. 4 7 7.0 — Liter. Kündigungspreis —. per Mai 


4720 B., 47 G., Juni 4750 G., Juli 48,10 be. G. u. B., Auguſt 
46000 G. * B. Set. 4 10 n . B., Bir 80 B. Lolo obne Faß 


Produßten-Börle. 


Maadeburg, 20. Mai. Weizen 180-330 M., Roggen 166—183, 
Gerſte 180 —215, Hafer 180—195 pro 1000 Kilogr. 


Marktpreiſe in Breslau am 22. Mai 1876. 


Pro 100 Kilogramm 
J Ne leichte Waare 
Höch⸗ Nie⸗ 
er. 


mittlere 
N) ie 
. drigſt. 
. M. Dr 


Fer tie, 
fter. 
[DR Pf. M. Pr. 


elzen, weißer 
dito gelber 


Roggen 50115 — 14 70 
Geste 60113 80 13 — 
aße 17 60117 30 16 70 
rbſen 18 — [17 50 15 80 


Lupinen unverändert, pro 
1011,60 Mark. 5 R 
Sbm nominell, pro 50 Kilogr. 36—39—42 Mk. 
eu 4,40 — 4,80 Mk. pro 50 Kilogr. 5 
oggenſtroh 3940 Mk. pro Schock 185 Kilogr. 
Kündigungspreiſe für den 23. Mai: Roggen 159 Mark, Weizen 
201 M., Gerſte —, Hafer 177,00 M., Raps 280 M., Nüböl 65,00 Mk., 
Spiritus 48,30 M. (Br. H.⸗Bl.) 


Bromberg, 20. Mai. (Bericht von A. Breidenbach. 8 
190-213 Mk. — Roggen 154—159 Mk. Erbſen, Koch⸗ 176—182, 
Futter⸗ 158—167 Mk. — Gerſte, große 147—166, kleine 147—155 Mk. 


Verlag von W. Oecker u. Comp. (C. Röfte in Poſen. 
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gen Entferliegungen vorbehalten. Man glaubt allgemein, da 

eihe gegen Mitte Juni auf den Markt gebracht werden wird. 
Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 

Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Peſt, 23. Mai. Der Budgetausſchuß der Reichsrathdelegation 
hat im Kriegsbudgetordinarium, Titel 16, die Genie⸗Militär⸗Bau⸗ 
direktion mit 2,100,000 Fl. (mithin unter Abſtrich von 25,351 Fl.) ein⸗ 
geſtellt. Zu dem Poſten Militärſtellvertreterfonds beantragt Abge⸗ 
ordneter Demel einſchließlich der Kapitalzinſen zehn Millionen Kapital 
aus dieſem Fonds in die eigenen Einnahmen einzuſtellen, dagegen 
ſprechen mehrere Redner. Graf Andraſſy bemerkt, daß über die Nütz⸗ 
lichkeit der proponirten Maßregel bezüglich der Erleichterung für die 
Steuerträger die Anſichten getheilt ſeien und weiſt darauf hin, daß 
die Stellvertreterfonds in den Momenten augenblicklichen Bedarfs die 

J Geldmittelaufbringung, bevor fie von den konſtitutionehen Faktoren 
votirt ſeien, bedeutend erleichtern. Außerdem könne es nicht einen 
guten Eindruck machen, wenn ein Staat alle ſeine Kapitalien zur Be⸗ 
ſtreitung kurrenter[Bedürfniſſe aufzehrt, Redner müſſe entſchieden Allem 
entgegentreten, was den Schein trägt, als ob die Monarchie nicht im 
Stande wäre, die zur Wehrkraftentfaltung nothwendigen Laſten zu 
tragen. Antrag Demel wird mit 11 gegen 8 Stimmen abgelehnt, 
worauf Sturm Namens Demel, Schaub, Groß, Ritter und Walters⸗ 
kirchen ein Minoritätsvotum anmeldet. 

London, 22. Mai. Im Oberhauſe erwiderte heut Lord Derby 
auf Anfrage Lord Granvilles, das Kabinet habe nach reiflicher Ueber⸗ 
legung den Beitritt zu den Vorſchlägen der Konferenzmächte verſagt. 
Lord Derby ſtellte in Abrede, daß dies geſchehen ſei, weil England 
zur Berathung der Vorſchläge nicht zugezogen ſei. Hätte man glauben 
können, die Vorſchläge führten zum Frieden mit den Inſurgenten, 
würde das von Einfluß geweſen fein. Die Mittheilung der Ableh- 
nungsgründe ſei nicht möglich, ohne die Mittheilung der Konferenz⸗ 
vorſchläge. Letztere wurden aber der Pforte noch nicht mitgetheilt, 
eine Modifikation derſelben ſei daher noch möglich. 


Angekommene Fremde 
23. Mai. 
Hotel de Berlin. Die Rittergutsb v. ta. 
Sady, Burghard a. Gortatowo und Ft Pate a. 1155 wa 


mann Ehrenfried a. Breslau, Apotheker Zylichowski a. Mur. Goslin, 
Frau Köhler a. Tremeſſen. 
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die An⸗ 


Das Ar N 0b 0 Suach 
as Hamburg- Newyorker Poſt⸗Dampfſchiff „Goethe“, Kapitän 
J. Meyer, welches am 9. d. M., 5 Uhr Abends, von Peach 0 es 
angen, iſt nach einer Reife von 10 Tagen 1 Stunde am 19. d., 
bends 6 Uhr wohlbehalten in Newyork angekommen. 
Baltimore, 19. Mai. 
l (Per transatlantiſchen Telegraph.) 

Das Poſt-Dampfſchiff des Norddeutſchen Lloyd „Leipzig, Capit. 
R. Hoffmann, welches am 3. Mai von Bremen und am 6. Mat von 
Southampton abgegangen war, iſt heute wohlbehalten hier anges 


kommen. 
Newyork, 19. Mai. 
(Per transatlantiſchen Telegraph.) 
Das Poſtdampfſchiff des Nordd. Lloyd „Oder“, Capt. C. Leiſt, 
welches am 6. Mai von Bremen und am 9. Mai von Southampton 
abgegangen war, iſt heute 2 Uhr Nachmittags wohlbehalten hier an⸗ 


gekommen. 
Southampton, 20. Mai. 
Das Poſtdampfſchiff des Nordd. Lloyd „Frankfurt“, Kapitain F. 
v. Bülow, welches am 29. April von Neworleans und am 5. Mai 
von Havana abgegangen war, iſt geſtern 3 Uhr Nachmittags wohlbe⸗ 
halten hier angekommen und har heute um 2 Uhr Morgens die Reiſe 
nach Bremen fortgeſetzt 


Hafer 170—185 Mi. (Alles per 1000 Kilo nach Qualität u. Effektiv» 
gewicht.) 


[Privatbericht.] Spiritus 48,25 Mk. per 100 Liter à 100 pCt. 


müßten -Etabliſſement zu Romberg. 


Preis-OCourant. 
(Ohne Verbindlichkeit.) 
—— ——ͤ——Ü—ꝛͥb — [:ç..— yV— — 
Fro 50 Kilo = 1 fd. Ml. Pf. pro 50 Kilo = 100 Pd. Mi Pf. 
Weizenmehl Nr. 1 18 20 Futtermehl. 6 20 
TER e 
5 3 12 — Gerſten⸗Graupe Nr. 128 — 
uttermehl 3 F 5 „ a Dr 
lei 5 20 5 „ * 5 13 80 
Roggenmehl Nr. 4 2 99 „ Grütze Nr. 1 16 
* * 8 — 8 40 * * 7} 2 14 40 
„ 5 8,60 " Kochmehl A 8 20 
Gemengtmehl (hausbacken) [11 20 „ Futtermehl 5 60 
Stk 9 | 


2 Prozent Rabatt werden vergütet bei Abnahme von 30 Zentnern 
Weizen- und Roggen⸗Fabrikaten, von 30 Ztrn. Gerſten⸗ Bun 
und von 10 Zten. Gerſten-Graupen, Grützen und Kochmehl. 

Die zur Verpackung erforderlichen Säcke ſind entweder franko 
einzuſenden, oder es werden neue Säcke verwendet, die zum Koſten⸗ 
preiſe berechnet, indeß nicht wieder zurückgenommen werden. 


Bromberg, den 22. Mai 1876. 


Mühlen⸗Adminiſtration zu Bromberg. 
Erle. Penzel. 
— — ENRSE EB ESERIREBUEE EEE EEE 


Berliner Viehmarkt. 


8 Berlin, 2. Mai. [Wochenbericht.] Auf dem i 
Viehmarkt waren zum Verkauf an Schlachtvieh an ae 2918 
Stück Hornvieh, Stück Schweine, 13,268 Stück Hammel und 
1591 Stück Kälber. Der Verkehr trug zeitweiſe einen recht animirten 
Charakter. Beſonders zeichnet ſich in dieſer Hinſicht das Geſchäft in 
Rindvieh während der erſten Hälfte des Marktes aus. Später er⸗ 
mattete aber die 1 wieder und die erſt hohen Preſſe erlitten 
ebenfalls eine Einbuße. Primawaare erzielte 57—60 M., IIa. 48—51 
M. und IIIa 33—36 M. pro 190 Pfd. Flgw. Schweine bewegten ſich 
unter dem Druck der großen Zufuhr ſehr träge und ftellten ſich be⸗ 
deutend billiger. Beſte fette Kernwaare ſetzte nur 57 M. pro 100 Pfd. 
Flgw. durch. Schafe wurden in vorzüglichſter Qualität ſtark zum 
Export nach Paris und London gekauft, doch verſtanden ſich Käufer 
nicht zu höheren Preiſen. Mittelwaare behauptete ſich ebenfalls gut, 

anz geringe Qualität war aber unanbringlich. Fette und ſchwere 
hiere wurden mit 4 M. pro 45 Pfd. Flgw. bezahlt. Kälber fanden 
wenig Reflektanten und mußten im Preiſe nachgeben. 


heu 


we 


